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Jugendwohlfahrt — die Situation verschärft sich merklich 

Zu den Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark zählt gem. § 13 Abs 1 Z 5 StJWG auch die Koordination von Aktivitäten öffentlicher und freier Jugendwohlfahrtsträger zum Wohle der Kinder und Jugendlichen.

Die Vision 

Kinder können sich auf ein sicheres Netz verlassen, das Erwachsene in ihrer jeweiligen Funktion und in gegenseitiger Wertschätzung miteinander knüpfen.

Der gesetzliche Auftrag

Der gesetzliche Auftrag für die Tätigkeiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark ergibt sich aus dem  Steiermärkischen Jugendwohlfahrtsgesetz (siehe Kapitel 3).

Die Umsetzung

Die Kinder und Jugendanwaltschaft Steiermark ist als unabhängige Einrichtung des Landes Steiermark Anlaufstelle und „Drehscheibe“ für die Rechte und Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen im Kontext von Gesellschaft, Familie und Jugendwohlfahrt. 

Die inhaltliche Tätigkeit ist mit weitgehenden fachlichen Anforderungen und Kompetenzen verbunden, wie Wissen um systemische Bedingtheiten und Zusammenhänge der komplexen Situationen, anerkennende Haltung, Wertschätzung, Mitgefühl etc.

Die erfolgende wechselseitige Vermittlungstätigkeit trägt zur Erweiterung von Sichtweisen und Handlungsmöglichkeiten sowie zur Erhöhung von Verständnis und Anerkennung der jeweiligen Interessen und Bedürfnisse bei, um für Kinder und Jugendliche positive Lösungen finden zu können.

Diese Tätigkeit erfolgt:

· in parteilicher Haltung für Kinder/Jugendliche hinsichtlich gesellschaftlicher Werte Grundsätze und Rechte.

· allparteilich in der individuellen Zusammenarbeit mit Kindern und Jugendlichen, deren Bezugspersonen und den beteiligten professionellen Systemen durch Beratung, Vermittlung, Kontrolle (der Abläufe), Beobachtung, Schlussfolgerung, Empfehlung.

Der Alltag

Die Kinder - und Jugendanwaltschaft Steiermark verzeichnet eine Zunahme von problematisch verlaufenden Fällen in der behördlichen Jugendwohlfahrt.

Einige der sich — aus jeweiliger Perspektive — wiederholenden Beschwerden seitens der Beteiligten im Jugendwohlfahrtsystem sind hier demonstrativ angeführt:

Erwachsene

· Diplomsozialarbeiter/innen seien schwer bzw. nicht erreichbar

· Informationen über formale Abläufe seien unzureichend

· Der Grund des Einschreitens und die Gefährdungsvermutung seitens der Jugendwohlfahrtsbehörde würden unkonkret bzw. unverständlich begründet, gesetzte Maßnahmen als willkürlich erlebt.

· Die zu erreichende Veränderung sei unklar, ebenso wie diese seitens der Jugendwohlfahrt beobachtet und überprüft würde und woran die Erreichung von Zielen zu erkennen sei.

· Die Familien würden an einer Zielformulierung selten beteiligt, die Zusammenarbeit sei daher oft demotivierend.

· Die empathische Haltung der Mitarbeiter/innen der Jugendwohlfahrt nehme ab.

· Konfrontationen seien immer wieder unangemessen.

· Die Bereitschaft zuzuhören sei zu gering.

· Die im Auftrag der Jugendwohlfahrt eingesetzten Betreuungspersonen seien oft wenig/nicht hilfreich bzw. kompetent, würden häufig nur als Kontrolle erlebt.

· Die Anzahl von in die Familie intervenierenden Personen nehme zu – ihre Funktion, ihr Auftrag und ihre Zuständigkeit seien oft unklar bzw. würden nicht verstanden. 

· Auf selbst eingebrachte Vorstellungen und Unterstützungswünsche werde eher skeptisch reagiert.

· Möglichkeit und Ausmaß eines Mitspracherechts blieben undefiniert.

Kinder und Jugendliche

· Wir werden nicht wahrgenommen bzw. nicht gehört, obwohl wir die von allen Entscheidungen Hauptbetroffenen sind! Wir werden vorwiegend interpretiert. 

· Wir können weder bei Gericht noch beim Jugendamt unseren Willen angemessen einbringen bzw. vertreten! Es gibt hierfür weder Zeit noch zufriedenstellende Hilfe!

· Wenn wir Betreuungspersonen oder Maßnahmen ablehnen, dann wird uns das als Widerstand ausgelegt!

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendwohlfahrt
· unzumutbare Sprengelgrößen, fehlende Erstabklärungseinrichtungen und chronische Unterversorgung von Ressourcen im ländlichen Raum

· personelle Unterbesetzung

· Zwischen behördlichen Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter mit unterschiedlichem Ausbildungshintergrund werde kein Fachdiskurs geführt bzw. initiiert.

· Es finde eine zu geringe/keine Mit-Einbeziehung der Basis in die Jugendwohlfahrtsplanung und daraus folgenden Implementierungen von Entscheidungen statt; dies führe zu Nicht-Akzeptanz und Demotivation (z. B. Falldokumentation).

· Es gebe keinen regelmäßiger Austausch zwischen Basis und politisch Verantwortlichen, um das  Verständnis für die Hochkomplexität der Jugendwohlfahrt erweitern zu können.

· Fachliche Erweiterung durch wissenschaftliche Erkenntnisse über die Vulnerabilität von Kindern sei wünschenswert, jedoch folge keine fachlich sinnvolle Eingrenzung eines für den Zuständigkeitsbereich der Jugendwohlfahrt praktikablen Gefährdungsbegriffes. Für den Auftrag und die Zuständigkeit der Jugendwohlfahrt sei dieser jedoch für die Praxis immer neu zu überprüfen und anzupassen. 

· Uneinheitliche (Qualitäts-)Standards bei bestehenden Hilfsmaßnahmen würden  Sozialarbeiter/innen wie Klient/innen belasten.

· Es sei zunehmend notwendig die Defizite anderer Systeme (z. B. Schule) durch die Jugendwohlfahrt zu kompensieren.

· Unsachlicher und verurteilender Medienberichterstattung folge kaum eine adäquate Reaktion von zuständigen Verantwortungsebenen.

· Durch die verschärfte wirtschaftliche Situation komme es zu zunehmender manifester Armut und Armutsgefährdung in der Bevölkerung. 

· Es sei eine wachsende Überforderung der Eltern aufgrund eines Überangebots sich widersprechender Erziehungsratgeber sowie der Zunahme von „Miterzieherinnen“ und „Miterziehern“ (TV, etc.) festzustellen.

· Gesellschaftliche Veränderungen führten durch fehlende personelle und materielle Ressourcen zu erschöpften Familien und Hilfesystemen.

Die Verwunderung

Die behördliche Kindes- und Jugendwohlfahrt ist ein wesentliches, gestaltendes Element von  gesellschaftlicher Entwicklung. Es überrascht immer wieder, dass dieser so relevante Bereich verhältnismäßig wenig aktives Interesse und Engagement seitens der Politik sowie geringen Respekt und Wertschätzung durch die Medien erfährt.

Die Empfehlung

Innehalten, Zeit nehmen für gemeinsames fachliches Nachdenken, Überprüfen, Planen, Entwickeln und Umsetzen.
Das Angebot

Die oben beschriebenen Entwicklungen, die alltäglichen Erfahrungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark mit überforderten Kindern, Jugendlichen, Eltern, Lehrer/Lehrerinnen,  Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen etc. und die Berichte über problematische Kinderschutzverläufe — auch mit tödlichem Ausgang — zeigen, dass eine Adaptierung der bestehenden Systeme dringend notwendig ist.

Aus Konsequenz daraus und aus Sorge um die weitere Entwicklung der Jugendwohlfahrt bereitete die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag (§ 13b Abs 1 Z 5 StJWG) Ende 2010 einen Vorschlag für ein Projekt zur Qualitätsentwicklung und -sicherung vor. In diesem Projekt soll unter Berücksichtigung der Erfahrungen von Qualitätsentwicklungskonzepten in der Steiermark und auch in anderen Bundesländern und Staaten interdisziplinär und fehleranalytisch an einem neuen Qualitätsmanagement gearbeitet werden.

In der ersten Hälfte des Folgejahres wird dieses Projekt an die politischen Verantwortlichen übergeben.
Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark und ihr gesetzlicher Auftrag
Kinder und Jugendliche haben Rechte! Und für diese und deren umfassende Einhaltung und Umsetzung setzt sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark ein. Sie ist Ombudsstelle für alle Angelegenheiten, die  Kinder und Jugendliche sowie deren Bezugspersonen betreffen, vertritt die Anliegen und Interessen von Kindern und Jugendlichen und deren Wohl im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention 1989, zu deren Umsetzung sich Österreich verpflichtet hat.

Die Rechtsgrundlagen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark, die 1996 vom Gesetzgeber eingerichtet wurde, findet sich in § 10 Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) und in den §§ 13,13a und 13b Steiermärkisches Jugendwohlfahrtsgesetz (StJWG) wieder. In Ausübung ihres Amtes ist die Leitung der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark, derzeit die Kinder- und Jugendanwältin DSAin Mag.a Brigitte Pörsch, an keine Weisungen gebunden. Die Organe des Landes und der Gemeinden haben die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

Welches sind nun die gesetzlichen Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark?

Nach § 13 Abs 1 StJWG sind es zum einen allgemeine Aufgaben, wie die Anregungen zur Verbesserung der Situation von Kindern und Jugendlichen, Begutachtung von Entwürfen von Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen u.a.), Information der Öffentlichkeit über Kinderrechte und die Tätigkeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark, Einbringung von Interessen der Kinder und Jugendlichen in Planungs- und Forschungsaufgaben sowie Koordination von Aktivitäten öffentlicher und freier Jugendwohlfahrtsträger zum Wohl von Kindern und Jugendlichen.

Zum anderen gibt es besondere gesetzliche Aufgaben nach § 13b Abs 2 StJWG zur Wahrung des Kindeswohls, wie die Beratung von Kindern und Jugendlichen sowie deren Bezugspersonen in jeglicher Art sowie Vermittlung in Konfliktsituationen zwischen diesen. Eine weitere gesetzliche Aufgabe ist die Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kindern, Jugendlichen und deren Erziehungsberechtigten und den Jugendwohlfahrtsbehörden. 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark ist befugt, auch von ihrer Seite aus die Jugendwohlfahrtsbehörden zu informieren, wenn bekannt wird, dass notwendige Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich sind. In diesem Fall haben die damit befassten Organe die Verpflichtung, die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark die getroffenen Maßnahmen zu informieren. In Bezug auf die besonderen gesetzlichen Aufgaben hat die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark das Recht auf Akteneinsicht. 
Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark tritt parteilich und zum Wohl für Kinder und Jugendliche im Sinne der Einhaltung der UN-Kinderrechtskonvention ein.
(Quelle: Gesetz vom 16.Oktober 1990 über die Jugendwohlfahrtspflege in Steiermark | Steiermärkisches Jugendwohlfahrtsgesetz 1991 - StJWG 1991)
Weitere Themenschwerpunkte 2010

Gewalt – ein scheinbar immerwährendes Thema 
Das Recht auf Schutz vor Gewalt (Art 19 UN-KRK)

Schutz vor sexuellem Missbrauch (Art 34 UN-KRK)

Körperliche Gewalt, psychische Gewalt, sexuelle Gewalt, institutionelle Gewalt, strukturelle Gewalt …

Schläge, Misshandlungen, Demütigung, sexuelle Übergriffe, Vernachlässigung, Mobbing …

Netzwerk gegen (sexuelle) Gewalt in der Steiermark

Gewalt gegen Kinder und Jugendliche hat viele Facetten und Gesichter. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark setzt sich seit ihrem Bestehen mit dem Thema Gewalt, deren Auswirkungen und möglicher Verhinderung auseinander. Für Verbesserungsvorschläge im rechtlichen Bereich, Öffentlichkeitsarbeit, Sensibilisierungskampagnen, Präventionsprojekte, aber auch die konkrete Arbeit an Einzelfällen, in denen Kinder und Jugendliche von Gewalt betroffen sind, muss die kija Steiermark viele ihrer Ressourcen einsetzen.

War es im Jahr 2009 die Kampagne „Hände gut, alles gut. Erhebe die Hand gegen das Schlagen“, so widmete sich die kija Steiermark im Jahr 2010 vor allem der Auseinandersetzung mit „Gewalt in Institutionen“. Ausgehend von der medialen Debatte über bekannt gewordene Fälle in kirchlichen Einrichtungen und einer ganzen Lawine an Reaktionen, wurde die Situation des Umgangs mit Gewaltgeschehen in Unterbringungseinrichtungen beleuchtet.

Nach einem intensiven fachlichen Austausch mit Expert/innen aus den Bereichen Kinder und Jugend, Opferschutz und Gesundheit verfasste die kija Steiermark gemeinsam mit dem „Netzwerk gegen (sexuelle) Gewalt“ eine Stellungnahme zur „Gewalt im institutionellen Bereich“. In diesem waren auch Maßnahmen zu Prävention und Intervention vorgeschlagen bzw. Forderungen an die politisch Verantwortlichen enthalten.

Die Reaktionen auf die Stellungnahme bzw. die Einleitung konkreter Schritte waren seitens der Verantwortungsträger/innen bisher eher spärlich. Die kija Steiermark arbeitet weiter daran, in Gesellschaft und Politik das nötige Bewusstsein für einen adäquaten Umgang mit institutioneller Gewalt zu schaffen.
Arbeitsgemeinschaft Opferschutz

Im Herbst 2010 wurde im Auftrag von Landeshauptmann-Stellvertreter Schrittwieser eine Arbeitsgruppe „Opferschutz“ eingerichtet und damit beauftragt, als Pendant zur kirchlichen Opferschutzkommission Vorschläge für eine „Anlaufstelle Opferschutz“ bzw. eine „Opferschutzkommission“ für (verjährte) Fälle von Missbrauch und Gewalt in öffentlichen Einrichtungen zu erarbeiten.

Zur Mitarbeit an den vier Arbeitssitzungen war auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark eingeladen, die die Leitung der Unterarbeitsgruppe „Maßnahmen“ übernahm. In dieser wurden Maßnahmen und Empfehlungen erarbeitet und dem zuständigen und auftraggebenden Politischen Büro übergeben.

Psychosoziale und juristische Prozessbegleitung für Minderjährige in der Steiermark

Psychosoziale und juristische Prozessbegleitung dient dem Schutz vor sekundärer Viktimisierung 

Schon im Jahr 1997 startete die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark gemeinsam mit der Rechtsanwaltskammer Steiermark und in Absprache mit der Fachabteilung für Sozialwesen das Modellprojekt „Kostenlose juristische Prozessbegleitung für minderjährige Opfer von Gewalt“. Sogenannte „Opferanwält/innen“ wurden über Vermittlung der Rechtsanwaltskammer und auf Anforderung durch die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark unentgeltlich für die Dauer eines  Strafverfahrens zur Verfügung gestellt.

Bereits die ersten Erfahrungen aus dem Modellprojekt zeigten, dass eine juristische Begleitung eine deutliche Verbesserung der Stellung der minderjährigen Opfer-Zeug/innen im Verfahren mit sich brachte, dass aber neben der juristischen auch eine psychosoziale Prozessbegleitung notwendig ist. Nur durch die Kombination aus psychosozialer Begleitung und juristischer Vertretung kann Opfern von Gewalt eine umfassende und bedürfnisgerechte Unterstützung gewährleistet werden.

In der „Interministeriellen Arbeitsgruppe Prozessbegleitung“ (IMAG), in der auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark regelmäßig vertreten ist, wurden einerseits Standards und Qualitätskriterien erarbeitet und andererseits dem Gesetzgeber Vorschläge zu einer praktikablen Umsetzung einer gesetzlich verankerten Prozessbegleitung unterbreitet. Seit 1. Jänner 2006 hat durch eine Änderung der Strafprozessordnung jedes Opfer von Gewalt Anspruch auf kostenlose psychosoziale und juristische Prozessbegleitung. Diese Veränderung bedeutet(e) einen Meilenstein im Opferschutz, der dem großen Engagement und der Überzeugungsarbeit der psychosozialen Einrichtungen und der Kinder- und Jugendanwaltschaften zu verdanken ist.

Gerade in der Steiermark kann durch die ausgezeichnete Arbeit der sieben Kinderschutzzentren und über den Verein „Rettet das Kind“ steiermarkweit minderjährigen Opfern von Gewalt und Missbrauch eine qualitativ hochwertige Prozessbegleitung angeboten werden. Die kija Steiermark war und ist wesentlich an der Implementierung der Prozessbegleitung beteiligt und sorgt(e) durch Fortbildungen für Prozessbegleiter/innen (Curriculum Prozessbegleitung), Fortbildungen für „Opferanwält/innen“, sowie Austausch und Vernetzung auf multiprofessioneller Ebene für eine flächendeckende und umfassende Begleitung und Betreuung der von Gewalt betroffenen Kinder und Jugendlichen. 


Öffentlichkeits-, Informations- und Grundlagentätigkeit im Bereich der Kinderrechte  - ein Auszug: 
Gesetzesbegutachtungen und Stellungnahmen 
Die kija Steiermark hat von Gesetzes wegen die Aufgabe, Stellungnahmen zu Gesetzesvorhaben und Verordnungsentwürfen einzureichen und politische Stellungnahmen zu verfassen. Der Tätigkeitsbericht 2010 bietet einen Überblick über die verschiedenen Themenkreise aus dem Jahr 2010, weitere Details finden Sie unter www.kinderanwalt.at.
Kooperationen
Bündnis Spiellandschaft Steiermark

Am 2. Dezember 2010 fand der Auftakt zu einem Bündnis Spiellandschaft Steiermark statt, das vor allem Initiativen für Kinder und Jugendliche und deren Recht auf Spiel und Spielräume unterstützen will (gemäß UN-Kinderrechtskonvention).

 Das Bündnis Spiellandschaft Steiermark: 

· stellt das Recht auf Spiel (Artikel 31 UN-KRK) aus verschiedenen Perspektiven öffentlich dar

· tritt dafür ein die Spielwelten und Spielkulturen von Kindern und Jugendlichen zu verbessern, aufzubauen, zurückzugewinnen und zu sichern

· will durch Vernetzung, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit dazu beitragen, das Recht auf Spiel in der Steiermark breit durchzusetzen und vor Ort mit vielen Partner/innen auch konkret zu verwirklichen 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark ist von Anbeginn Bündnispartnerin. 

ETC,  Jugendprojekt: „Kenne deine Rechte“
Europäisches Trainings- und Forschungszentrum für Menschenrechte und Demokratie (NGO)

Das ETC (1999 gegründet) bietet im Themenbereich der Menschrechte, der Menschenrechtsbildung und Demokratie Vorträge, Weiterbildungen im offenen und geschlossenen Kontext mit interdisziplinärem Zugang sowie verschiedene Projekte an. Beim Projekt „Kenne deine Rechte – Menschenrechte online“ kooperiert das ETC mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark.

Dieses vom Menschenrechtsbeirat der Stadt Graz initiierte Projekt ist ein Partizipationsprojekt von Jugendlichen für Jugendliche (Projektstart Herbst 2010) und bietet direkte Partizipation und Wissenserweiterung für Jugendliche. Dazu wurde ein Online-Menschenrechtsportal eingerichtet, auf das von Jung-Redakteur/innen Informationen zu Menschenrechten gestellt und relevante Themen und Fragen bearbeitet werden. Gleichaltrigen soll auf diese Weise die Lebbarkeit und Wichtigkeit der Menschenrechte nähergebracht werden.

Suchtprävention als Gemeinschaftsaufgabe (SAG)

Der interinstitutionelle Arbeitskreis „Suchtvorbeugung als Gemeinschaftsaufgabe“ (SAG)

Die grundsätzliche Zielsetzung besteht in der gemeinsamen Optimierung

bewährter bestehender wie auch in der Koordination neuer Maßnahmen, Programme und

Projekte in der Suchtvorbeugung durch die planmäßige, vernetzte, moderierte und

protokollierte Zusammenarbeit der einzelnen Partner/innen des SAG. 
Rückfragehinweis:
DSAin Mag.a Brigitte Pörsch
(Kinder- und Jugendanwältin)
Kinder- und Jugendanwaltschaft Steiermark
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